
 

 

An die Mitglieder 

Mitgliedsgemeinden in der Verbandsversammlung des  

Gemeindeverbandes Mittleres Schussental 

(nachrichtlich an alle Mitglieder des Gemeinderates) 

 

Am Donnerstag, 02.03.2023 um 16:00 Uhr, 

Großer Sitzungssaal des Rathauses, Marienplatz 26, 88212 Ravensburg, tagt die 

 

 

Verbandsversammlung Gemeindeverband Mittleres Schussental 
 

 

Zu dieser Sitzung lade ich Sie ein. 
 
 
 

Dr. Daniel Rapp 

 

Tagesordnung 

 

Öffentlich 

 

 1. Erwachsenenbildung 

- Zuschüsse 2023 an die Volkshochschulen Ravensburg e.V. und Weingarten 

Vorlage: 2023/024  

  

 2. Bestellung eines Mitglieds in den Beirat Volkshochschulen GMS  

- Vertretung für die Hochschule Ravensburg – Weingarten 

Vorlage: 2023/027  

  

 3. 64. Teiländerung Flächennutzungsplan 2000 im Gebiet "Energiespeicher Gewerbe-

gebiet Mehlis"  

- Änderungs- und Aufstellungsbeschluss 

Vorlage: 2023/029  

  

 4. 41. Berichtigung Flächennutzungsplan 2000 im Gebiet "Bühl" auf Markung Baindt 

- Beschluss der öffentlichen Bekanntmachung 

Vorlage: 2023/028  

  

 5. Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des Gemeindeverbandes Mittleres 

Schussental  

- Rückübertragung des Gutachterausschusswesens nach §§ 192 ff. BauGB auf die 

einzel-nen Mitgliedsgemeinden 

Vorlage: 2023/025  

  

 6. Aufhebung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Tätigkeit des Gut-

achterausschusses und seiner Geschäftsstelle (Gutachterausschussgebührensat-

zung) des Gemeindeverbands Mittleres Schussental 

Vorlage: 2023/026  

  



 7. Genehmigung des außerplanmäßigen Aufwandes bzw. der Auszahlungen im Rah-

men des Rechnungsabschlusses 2021 – Rückerstattung der Verwaltungskostenum-

lage 2021 

Vorlage: 2023/021  

  

 8. Genehmigung des überplanmäßigen Aufwandes bzw. der Auszahlung im Rahmen 

des Rechnungsabschlusses 2022 – Personalkostenerstattung an die Stadt Ravens-

burg 2022 

Vorlage: 2023/022  

  

 9. Verlängerung der Optionserklärung im Umsatzsteuerrecht; Übergangsvorschrift zur 

Nichtanwendung des § 2b UStG 

Vorlage: 2023/023  

  

 10. Klimamobilitätsplan – weiteres Vorgehen 

- mündlicher Bericht  

  

 11. Bekanntgaben, Verschiedenes (ggf. Tischvorlage)  

  

 

Nicht öffentlich 

 

 12. Bekanntgaben, Verschiedenes (ggf. Tischvorlage)  

  

 

 

 



Seite 1 von 3 

 

 

Sitzungsvorlage 2023/024 

 

 

Verfasser: 

Amt für Bildung, Soziales und Sport, Martina Spieler 

Stand: 30.01.2023 

 

 

Beteiligung: 

 

 

Az.  

 

Verbandsversammlung des Gemeindeverbandes Mittleres 

Schussental 

02.03.2023 öffentlich 

 

 

 

Erwachsenenbildung 

- Zuschüsse 2023 an die Volkshochschulen Ravensburg e.V. und Weingarten 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

1. Der Gemeindeverband übernimmt die anderweitig nicht gedeckten Kosten der Erwachse-

nenbildung beider Volkshochschulen für das Jahr 2023. 

 

2. Der im Haushaltsplan 2023 bereitgestellte Betrag in Höhe von 246.300 € wird endgültig 

entsprechend den vom Land für 2022 als förderungswürdig anerkannten Unterrichtsein-

heiten aufgeteilt (§ 11 der Richtlinien zur Förderung der Erwachsenenbildung im GMS). 

 

3. Der Zuschuss ist am 01.04.2023 und 01.10.2023 auszuzahlen. 

 

4. Der Zuschuss wird unter der Bedingung bewilligt, dass die Richtlinien zur Förderung der 

Erwachsenenbildung im GMS ohne Einschränkung angewandt werden. 
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Sachverhalt: 

 

Die Volkshochschulen Ravensburg e.V. und Weingarten erhalten jährlich einen Zuschuss 

gemäß §§ 1 und 11 der Richtlinien zur Förderung der Erwachsenenbildung im Gemeindever-

band Mittleres Schussental vom 16.10.1981, zuletzt geändert am 31.03.2022. Bemessungs-

grundlage sind die jeweiligen Unterrichtseinheiten (UE) des Vorjahres, die vom Land als för-

derungsfähig anerkannt worden sind. Mit dem Zuschuss wird der nicht gedeckte Aufwand für 

Personalkosten, Dozentenhonorare und Geschäftsbedarf finanziert.  

Im Jahr 2022 und die Jahre davor waren im Haushaltsplan jeweils 246.300 € als Zuschuss 

des Gemeindeverbands bereitgestellt. 

Zudem sind für das Haushaltsjahr 2023 insgesamt 10.000 € bereitgestellt, die die Volkshoch-

schulen für Kooperationsprojekte beantragen können. Die Bewilligung erfolgt im Einzelfall 

durch den Gemeindeverband. 

 

Für den Haushaltsplan 2023 wurden dementsprechend wieder 246.300 € angemeldet.  

 

Für die Aufstellung des Haushaltsplanes 2023 wurden die für den Zuschuss 2023 maßgebli-

chen förderungsfähigen Unterrichtseinheiten wie folgt geschätzt: 

 

Volkshochschule  Volkshochschule  zusammen 

Ravensburg   Weingarten 

 

16.500 UE   13.000 UE   30.000 UE 

 

Die Volkshochschulen Ravensburg e.V. und Weingarten würden demnach 2023 geschätzt 

folgende Zuschüsse erhalten: 

 

Volkshochschule Ravensburg  ca. 16.500 UE x 8,21 € =  135.465 € 

Volkshochschule Weingarten   ca. 13.500 UE x 8,21 € = 110.835 € 

          246.300 € 

 

 
 

Kosten und Finanzierung: 

 

Ergebnishaushalt (konsumtiver Aufwand und Ertrag) 

Gesamtkosten der Maßnahme 246.300 € 

Mittelbereitstellung im Haushaltsplan  

 Kostenstelle (10-stellig) 271000 

 Bezeichnung Kostenstelle Volkshochschulen 

 Seite im Haushaltsplan  

 Planansatz ordentlicher Sachaufwand 246.300 € 

 Sachkonto (Kostenart) und Bezeichnung       

 Planansatz ordentlicher Ertrag       € 

 Sachkonto (Kostenart) und Bezeichnung       

 

über-/außerplanmäßiger Mehraufwand       € 

Abdeckung       € 

 Kostenstelle, Auftrag, PS-Projekt       

 Bezeichnung        

 Seite im Haushaltsplan       

 Sachkonto (Kostenart) und Bezeichnung       

Abdeckung       € 
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 Kostenstelle, Auftrag, PS-Projekt       

 Bezeichnung        

 Seite im Haushaltsplan       

Sachkonto (Kostenart) und Bezeichnung        

 

 
 

Anlage/n: 

 

Berechnung Jahreszuschuss 2022 

 

 
 



Gemeindeverband Mittleres Schussental
Allgemeine Verbandsverwaltung

19.09.2022

Jahreszuschuss 2022 an die Volkshochschulen

Ravensburg und Weingarten

Im Haushaltsplan 2022 stehen als Zuweisungen an die Volkshochschulen Ravensburg und

Weingarten 246.300 € bereit. Dieser Betrag ist entsprechend den vom Land für 2021 als

förderungsfähig anerkannten Unterrrichtseinheiten (UE) aufzuteilen (§11 der Richtlinien zur 

Förderung der Erwachsenenbildung im GMS)

Das Land hat für 2021 folgende UE als förderungsfähig anerkannt:

VHS Ravensburg 9243 UE

VHS Weingarten 7566 UE

16809 UE

Danach entfallen auf eine UE 14,65 €

Es erhalten:

VHS Ravensburg 135.436,43 €

VHS Weingarten 110.863,57 €

246.300,00 €

Abrechung der Abschlagszahlungen (AZ):

VHS Ravensburg Soll 135.436,43 €

./. AZ vom 01.04.2022 70.000,00 €

65.436,43 €

VHS Weingarten Soll 110.863,57 €

./. AZ vom 01.04.2022 50.000,00 €

60.863,57 €

Ravensburg, 19.09.2022

Martina Spieler

Verteiler:

VHS Ravensburg, Gartenstraße 33, 88212 Ravensburg

VHS Weingarten, Heinrich-Schatz-Str. 16, 88250 Weingarten

zdA
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Sitzungsvorlage 2023/027 

 

 

Verfasser: 

Amt für Kommunikation, Politik und Gesellschaft, Marleen Büker 

Stand: 30.01.2023 

 

 

Beteiligung: 

Amt für Bildung, Soziales und Sport 

 

Az.  

 

Verbandsversammlung des Gemeindeverbandes Mittleres 

Schussental 

02.03.2023 öffentlich 

 

 

 

Bestellung eines Mitglieds in den Beirat Volkshochschulen GMS  

- Vertretung für die Hochschule Ravensburg – Weingarten 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

1. Nach Vorschlag der Hochschule Ravensburg – Weingarten wird im Wege der offenen 

Wahl Frau Christina Schmidt, M.A. in den Beirat Volkshochschulen GMS als ordentli-

ches Mitglied als Vertretungen sachkundiger Gruppen / Personen bestellt. Zeitgleich 

scheidet Herr Prof. Dr. Sebastian Mauser aus dem Beirat Volkshochschulen GMS aus.  
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Sachverhalt: 

 

Die Besetzung von Beiräten (beratenden Ausschüssen) im Gemeindeverband Mittleres 

Schussental erfolgt nach § 14 Abs. 2 Gesetz über kommunale Zusammenarbeit (GKZ) in 

Verbindung mit § 41 Gemeindeordnung (GemO).  

 

In der letzten Sitzung der Verbandsversammlung des Gemeindeverbandes Mittleres 

Schussental am 01.12.2022 wurden die Bestellung der Mitglieder in den Beirat Volkshoch-

schulen GMS beschlossen. Dabei ist der Verwaltung ein Fehler unterlaufen. Als ordentliches 

Mitglied "sachkundiger Gruppen und sachkundiger Personen" wurde als Vertretung für die 

Hochschule Ravensburg-Weingarten Herr Prof. Dr. Sebastian Mauser bestellt. Nach Vor-

schlag der Hochschule Ravensburg-Weingarten soll aber stattdessen Frau Christina 

Schmidt, M.A., Regional- und Fachvernetzerin für die wissenschaftliche Weiterbildung, die 

Vertretung der Hochschule Ravensburg- Weingarten übernehmen.  

 

Wenn kein Mitglied widerspricht, erfolgt die Wahl im Wege der offenen Wahl (§37 Abs. 7 

GemO). 

 

 
 

Kosten und Finanzierung: 

 

Keine finanzielle Auswirkung.  

 
 

Anlage/n: 

 

Keine 

 

 
 



Seite 1 von 3 

 

 

Sitzungsvorlage 2023/029 

 

 

Verfasser: 

Stadtplanungsamt, planungsfuchs 

Stand: 30.01.2023 

 

 

Beteiligung: 

 

 

Az.  

 

Verbandsversammlung des Gemeindeverbandes Mittleres 

Schussental 

02.03.2023 öffentlich 

 

 

 

64. Teiländerung Flächennutzungsplan 2000 im Gebiet "Energiespeicher 

Gewerbegebiet Mehlis"  

- Änderungs- und Aufstellungsbeschluss 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

1. Der Flächennutzungsplan 2000 des Gemeindeverbandes Mittleres Schussental, rechts-

wirksam seit 01.04.1995, wird in folgendem Teilbereich geändert:  

64. Teiländerung im Gebiet "Energiespeicher Gewerbegebiet Mehlis“ auf Markung Baindt 

 

Der räumliche Geltungsbereich der 64. Teiländerung ist entsprechend den Lageplanaus-

schnitt der Technischen Verbandsverwaltung/Abteilung GMS im Stadtplanungsamt 

Ravensburg vom 02.03.2023 umgrenzt. 

2. Der Beschluss über die 64. Teiländerung des Flächennutzungsplanes ist gemäß § 2 

Abs. 1 BauGB öffentlich bekannt zu machen.  

3. Über die allgemeinen Ziele und Zwecke der 64. Teiländerung des Flächennutzungspla-

nes ist gemäß § 3 Abs. 1 BauGB öffentlich zu unterrichten. 

 

 
 

  



Seite 2 von 3 

Sachverhalt: 

 

1. Vorgang 

Im Südwesten des Ortsteils Schachen der Gemeinde Baindt liegt das Gewerbegebiet Mehlis. 

Im Geltungsbereich der bestehenden Bebauungspläne sind neben Gewerbeflächen auch 

Flächen für ein Umspannwerk und Regenrückhaltung ausgewiesen. Die an das bestehende 

Regenrückhaltbecken grenzende Fläche für Regenrückhaltung wird in der ursprünglichen 

Form nicht mehr benötigt, so dass die Fläche anderen Nutzungen zugeführt werden kann. 

Es gibt das Bestreben in unmittelbarer Nähe zum Umspannwerk eine Batteriespeicheranlage 

zu errichten, mit welcher überschüssige Energie gespeichert und zu Bedarfszeiten wieder an 

das Netz abgegeben werden kann. Die planungsrechtlichen Voraussetzungen sollen hierzu 

über den Bebauungsplan "GE Mehlis, 6. Änderung und Erweiterung" geschaffen werden, in 

dem als Art der baulichen Nutzung "Versorgungsfläche Speicherung von Strom" festgesetzt 

werden soll. 

Die Flächen im Geltungsbereich des o.g. Bebauungsplans sind im rechtswirksamen Flächen-

nutzungsplan als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt mit überlagernder Eintragung einer 

'Freihaltefläche im Sinne Regionalplan' sowie einem 'Bereich, in dem ökologischer Ausgleich 

bevorzugt stattfinden soll'. Hinzu kommen im Geltungsbereich noch die Darstellungen einer 

Hauptabwasserleitung und eines Trassierungsvorschlags zum Anschluss der im Bereich Nie-

derbiegen/Mehlis geplanten gewerblichen Bauflächen an die B30. Des Weiteren enthält der 

Flächennutzungsplan für das Planungsgebiet nachrichtliche Übernahmen einer 110kv-Hoch-

spannungsleitung sowie eines Überschwemmungsgebietes. 

Mit den Ausweisungen des rechtswirksamen Flächennutzungsplans ist die gewünschte Pla-

nung nicht möglich. Die vorliegende Teiländerung des Flächennutzungsplans dient der Aus-

weisung einer Fläche für Ver- und Entsorgungsanlagen, Zweckbestimmung Elektrizität zur 

Errichtung einer Batteriespeicheranlage in unmittelbarer Nähe zum Umspannwerk. Die bis-

herige Darstellung des FNP soll in Fläche für Ver- und Entsorgungsanlagen, Zweckbestim-

mung Elektrizität geändert werden. 

 

2. Bewertung aus Sicht der Flächennutzungsplanung 

Mit der 64. Teiländerung soll die in diesem Bereich vorgesehene Änderung und Erweiterung 

der bestehenden Fläche für Ver- und Entsorgungsanlagen, Zweckbestimmung Elektrizität 

vorbereitet werden. Hierdurch werden ebenso die Voraussetzungen für die verbindliche Bau-

leitplanung geschaffen. 

Die Teiländerung kann aus städtebaulicher Sicht vertreten werden, da die Errichtung einer 

Anlage zur Speicherung von Strom eine nachhaltige Weiterentwicklung der bisher am Stand-

ort vorhandenen Nutzungen für Fläche für Ver- und Entsorgungsanlagen, Zweckbestimmung 

Elektrizität darstellt. Standortalternativen wurden vom zukünftigen Betreiber im Vorfeld der 

Planungen untersucht. Eine Batteriespeicheranlage erfordert unmittelbarer Nähe zu einem 

Umspannwerk, sowie die Erschließung über ein entsprechendes Straßennetz als zwingende 

Voraussetzungen. Mit Netzbetreibern wurden weitere geeignete Standorte gesucht, es wur-

den in der Region jedoch keine gefunden. Ein anderer Standort würde das Vorhaben grund-

sätzlich in Frage stellen. 

 

3. Zusammenfassung der Fachbelange und deren Bewertung 

Die Fachbelange werden im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonsti-

gen Träger öffentlicher Belange des Teiländerungsverfahrens ermittelt.  

In der bereits abgeschlossenen frühzeitigen Beteiligung zum Bebauungsplan "GE Mehlis, 6. 

Änderung und Erweiterung" wurden im Wesentlichen die Konkretisierung der Versorgungs-

fläche (Speicherung von Strom) und der Grünfläche in der Planzeichnung genannt. Ebenso 

wurden Anregungen zur Umweltprüfung (Artenschutz, Überschwemmungsgebiete, Boden-

schutz) vorgebracht. Die Anregungen werden vollumfänglich im Bebauungsplan und in der 

Begründung zum Bebauungsplan sowie im Umweltbericht abgearbeitet. 
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Im Rahmen des Umweltberichts zum Bebauungsplan wurde ein artenschutzrechtliches Gut-

achten erstellt, dessen Ergebnisse in den Bebauungsplan berücksichtigt werden. Das arten-

schutzrechtliche Gutachten zum Bebauungsplan kommt zu dem Ergebnis, dass im Plange-

biet der Flächennutzungsplanteiländerung artenschutzrechtliche Belange nach § 44 

BNatSchG der Planung nicht entgegenstehen. 
 

Im weiteren Umfeld des Plangebietes befinden sich keine Schutzgebiete oder geschützte Bi-

otope, welche durch die Planung betroffen sind. Die Prüfung der Schutzgebiete und Biotope 

erfolgte im Rahmen des Umweltsteckbriefs. 

 

Das Plangebiet tangiert teilweise ein Überschwemmungsgebiet nach § 32 WHG. Das im Flä-

chennutzungsplan dargestellte Überschwemmungsgebiet ist nicht parzellenscharf abgebildet 

und deckt sich nicht mit der Hochwassergefahrenkarte für HQ 10 bis HQ Extrem. 

Im Bebauungsplanverfahren wurden die HQ-Linien und der gesetzliche Gewässerrandstrei-

fen berücksichtigt, so dass sich keine Konflikte mit der zukünftigen Nutzung als Energiespei-

cher ergeben. 

 

4. Planungsziele 

Das Planungsziel ist die Ausweisung einer Fläche für Ver- und Entsorgungsanlagen mit der 

Zweckbestimmung Elektrizität, um bei Energiespitzen die überschüssige Energie zu spei-

chern und zu Bedarfszeiten wieder an das Netz abzugeben. 

 

Siehe Planausschnitt M 1:10.000 vom 02.03.2023 mit Darstellung der künftigen Fassung. 

 

 
 

Kosten und Finanzierung: 

 

Die Umsetzung der Planung hat keine finanziellen Auswirkungen für den Gemeindeverband 

Mittleres Schussental.  
 

Anlage/n: 

 

Anlage 1: Lageplan 64. Teiländerung Flächennutzungsplan 2000 im Gebiet "Energie-

speicher Gewerbegebiet Mehlis" auf Markung Baindt, Darstellung Bestand 

und Planung, Maßstab 1:10.000 vom 02.03.2023 

 

Anlage 2: Umweltsteckbrief zur Flächennutzungsplanänderung und zum B-Plan "Gewer-

begebiet Mehlis – 6. Änderung und Erweiterung" für einen Batteriespeicher 

 

 
 



Lage im Verbandsgebiet Topographische Karte 1:20.000 Bish. Fassung FNP 2000 1:20.000

geänderte Fassung FNP 2000 und sektorale Teilfortschreibung 1:10.000

Legende

Bestand      Planung

W W WOHNBAUFLÄCHE

M M MISCHBAUFLÄCHE

G G GEWERBLICHE BAUFLÄCHE

SO SO SONDERGEBIET

GEMEINBEDARFSFLÄCHE

WALD- UND 
LANDSCHAFTSPRÄGENDE 
GEHÖLZARTEN

LANDWIRTSCHAFT

GRÜNFLÄCHE

FREIHALTEFLÄCHEN I. S. 
REGIONALPLAN

Eisenbahntrasse

ABGRENZUNG DES 
VERFAHRENSGEBIETS

UMSPANNWERK

NATURDENKMAL / § 24 NatSchG

BIOTOP Z.T. § 24a NatSchG

ÜBERSCHWEMMUNGSGEBIET / § 32 
WHG

Hauptleitung; Gas

Hauptleitung; Wasser

Hauptleitung; Abwasser

REGENÜBERLAUFBECKEN

Wirksamkeit erst durch öffentliche Bekanntmachung

Flächennutzungsplan 2000
64. Teiländerung

auf Markung Baindt

im Gebiet "Energiespeicher Gewerbegebiet Mehlis"

Rechtsgrundlage:

Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekannt-

machung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634),

letzte Änderung v. 08.10.2022 (BGBl. I S.

1726) Baunutzungsverordnung (BauNVO) i.

d. F. der Bekanntmachung vom 21.11.2017

(BGBl. I S. 3786), letzte Änderung vom

14.06.2021 (BGBl. I S. 1802)

Entwurfsdatum: 02.03.2023

RAVENSBURG

WEINGARTEN

BAIENFURT

BAINDT

BERG
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Sitzungsvorlage 2023/028 

 

 

Verfasser: 

Stadtplanungsamt, Helga Rosol 

Stand: 30.01.2023 

 

 

Beteiligung: 

 

 

Az.  

 

Verbandsversammlung des Gemeindeverbandes Mittleres 

Schussental 

02.03.2023 öffentlich 

 

 

 

41. Berichtigung Flächennutzungsplan 2000 im Gebiet "Bühl" auf Markung Baindt 

- Beschluss der öffentlichen Bekanntmachung 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Die 41. Berichtigung des Flächennutzungsplanes 2000 im Gebiet "Bühl" auf Markung Baindt 

ist öffentlich bekannt zu machen. 
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Sachverhalt: 

 

Vorgang 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde Baindt hat am 08.11.2022 in öffentlicher Sitzung für das Ge-

biet "Bühl" den Bebauungsplan "Bühl" als Satzung beschlossen. Das Bebauungsplanverfah-

ren wurde im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB durchgeführt. 

 

Der Bebauungsplan "Bühl" wurde am 18.11.2022 im Amtsblatt der Gemeinde Baindt öffent-

lich bekannt gemacht und ist somit an diesem Tag gemäß § 10 BauGB in Kraft getreten. 

 

Da der Bebauungsplan nicht aus dem Flächennutzungsplan entwickelt wurde, ist dieser nach 

§ 13a Abs. 2 Ziff. 2 BauGB zu berichtigen. 

 

 
 

Kosten und Finanzierung: 

 

Die Umsetzung der Planung hat keine finanziellen Auswirkungen für den Gemeindeverband 

Mittleres Schussental.  
 

Anlage/n: 

 

Anlage 1: Lageplan 41. Berichtigung Flächennutzungsplan 2000, Darstellung Bestand 

und Berichtigung, Maßstab 1:10.000 vom 23.11.2022 

Anlage 2: Rechtsverbindlicher Bebauungsplan "Bühl", Lageplan DIN A3 

 

 
 



KINDERHEIM

Lage im Verbandsgebiet Topographische Karte 1:20.000

KINDERHEIM

Bish. Fassung FNP 2000 1:20.000

geänderte Fassung FNP 2000 und sektorale Teilfortschreibung 1:10.000

Legende

Bestand      Planung

W W WOHNBAUFLÄCHE

M M MISCHBAUFLÄCHE

G G GEWERBLICHE BAUFLÄCHE

SO SO SONDERGEBIET

GEMEINBEDARFSFLÄCHE

WALD- UND 
LANDSCHAFTSPRÄGENDE 
GEHÖLZARTEN

LANDWIRTSCHAFT

GRÜNFLÄCHE

FREIHALTEFLÄCHEN I. S. 
REGIONALPLAN

ORTSRANDEINGRÜNUNG

STANDORT FÜR AUSGLEICHS-
MASSNAHMEN / § 8 BNatSchG

ABGRENZUNG DES 
VERFAHRENSGEBIETS

SCHULE

KIRCHE

KINDERGARTEN

SPORTHALLE

SPORTPLATZ

SPIELPLATZ

TENNISPLATZ

TENNISHALLE

HOCHBEHÄLTER

Wirksamkeit erst durch öffentliche Bekanntmachung

Flächennutzungsplan 2000
41. Berichtigung

auf Markung Baindt

im Gebiet "Bühl"

Entwurfsdatum: 23.11.2022

Rechtsgrundlage:

Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekannt-

machung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), 
letzte Änderung v. 20.07.2022 (BGBl. I S. 1353) 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der 
Bekanntmachung vom 21.11.2017

(BGBl. I S. 3786), letzte Änderung vom 
14.06.2021 (BGBl. I S. 1802)

RAVENSBURG

WEINGARTEN

BAIENFURT

BAINDT

BERG
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Sitzungsvorlage 2023/025 

 

 

Verfasser: 

Stadtplanungsamt, Herbert Sonntag 

Stand: 30.01.2023 

 

 

Beteiligung: 

Amt für Kommunikation, Politik und Gesellschaft 

 

Az.  

 

Verbandsversammlung des Gemeindeverbandes Mittleres 

Schussental 

02.03.2023 öffentlich 

 

 

 

Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des Gemeindeverbandes Mittleres 

Schussental  

- Rückübertragung des Gutachterausschusswesens nach §§ 192 ff. BauGB auf die 

einzel-nen Mitgliedsgemeinden 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

1. Die Satzung zur Änderung der Verbandsatzung des Gemeindeverbandes Mittleres 

Schussental – Sitz Ravensburg – wird gemäß der Anlage 1 beschlossen. 
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Sachverhalt: 

 

Im Rahmen der Tagung der Bürgermeister des Landkreises Ravensburg am 17.11.2020 

wurde die Konzentration des Gutachterausschusswesens im Landkreis Ravensburg auf zwei 

Gutachterausschüsse befürwortet und die entsprechende Zuordnung in einen östlichen Teil 

mit Sitz in Wangen sowie einen westlichen Teil mit Sitz in Ravensburg vorgenommen.  

Vor diesem Hintergrund sowie der Absichtserklärung der Bürgermeister der GMS-Mitglieder, 

die Kommunen im westlichen Landkreis entsprechend unterstützen zu wollen, wurde die 

Verbandsverwaltung in der Sitzung der Verbandsversammlung am 26.11.2020 einstimmig 

beauftragt, die erforderliche Änderung der Verbandssatzung zur Rückübertragung der Auf-

gabe des Gutachterausschusswesens auf die Mitgliedsgemeinden vorzubereiten. 

 

Die Verbandsversammlung hat am 31.03.2022 den Grundsatzbeschluss gefasst und sich be-

reit erklärt, die Aufgabe des Gutachterausschusswesens nach den §§ 192 ff. BauGB auf die 

einzelnen Mitgliedsgemeinden zurück zu übertragen. Gleichzeitig haben sich die Mitglieds-

gemeinden bzw. deren Gemeinderäte grundsätzlich bereit erklärt, zum 01.07.2023 einen ge-

meinsamen Gutachterausschuss im westlichen Landkreis Ravensburg zu bilden und die Auf-

gaben mittels öffentlich-rechtlicher Vereinbarung auf die Stadt Ravensburg zur Erfüllung zu 

übertragen. 

 

Aufbauend auf diesen Beschlüssen ist nun in einem weiteren Schritt die Verbandssatzung 

des Gemeindeverbands Mittleres Schussental mit Wirkung zum 01.07.2023 entsprechend zu 

ändern. 

 

 
 

Kosten und Finanzierung: 

 

 
 

Anlage/n: 

 

Anlage 1: Satzung zur Änderung der Verbandssatzung des Gemeindeverbandes Mittleres 

Schussental 

 

 
 



Seite 1 von 1 
 

Anlage 1 

 

Aufgrund der §§ 59 – 61 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in 

Verbindung mit §§ 5 Absatz 3 und 6 Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit 

(GKZ) hat die Verbandsversammlung des Gemeindeverbands Mittleres Schussental am 

02.03.2023 folgende 

Satzung zur Änderung der Verbandsatzung des Gemeindeverbandes Mittleres 

Schussental 

-Sitz Ravensburg- 

vom 26. Juli 1971, zuletzt geändert am 27. Oktober 2022, erlassen: 

 

Artikel 1 – Satzungsänderungen 

1. § 4 Abs. 1 wird wie folgt geändert:  

a) Ziffer 3 wird ersatzlos gestrichen. 

b) Die bisherigen Ziffern 4, 5, 6 und 7 werden die Ziffern 3,4,5 und 6.  

 

2. § 9 wird wie folgt geändert:  

a) Ziffer 17 wird ersatzlos gestrichen. 

b) Die bisherige Ziffer 18 wird die Ziffer 17.  

 

Artikel 2 – Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.07.2023, frühestens jedoch am Tag nach der öffentlichen 

Bekanntmachung in Kraft.  

Ravensburg, 03.03.2023 

 

 

 

Dr. Daniel Rapp, Verbandsvorsitzender 
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Sitzungsvorlage 2023/026 

 

 

Verfasser: 

Stadtplanungsamt, Herbert Sonntag 

Stand: 30.01.2023 

 

 

Beteiligung: 

Amt für Kommunikation, Politik und Gesellschaft 

Rechnungsprüfungsamt 

 

Az.  

 

Verbandsversammlung des Gemeindeverbandes Mittleres 

Schussental 

02.03.2023 öffentlich 

 

 

 

Aufhebung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Tätigkeit des Gut-

achterausschusses und seiner Geschäftsstelle (Gutachterausschussgebührensat-

zung) des Gemeindeverbands Mittleres Schussental 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Die Satzung zur Aufhebung der "Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Tätigkeit 

des Gutachterausschusses und seiner Geschäftsstelle (Gutachterausschussgebührensat-

zung)" des Gemeindeverbands Mittleres Schussental wird gemäß Anlage 1 beschlossen. 
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Sachverhalt: 

 

In Folge der Änderung der Verbandssatzung und der Rückübertragung der Aufgaben des 

Gutachterausschusswesens nach §§ 192 ff. BauGB auf die einzelnen Mitgliedsgemeinden 

entfällt die Aufgabe zum 01.07.2023 beim Gemeindeverband Mittleres Schussental. Die 

Grundlage für die Erhebung von Gebühren durch den Gemeindeverband Mittleres 

Schussental ist damit nicht mehr erforderlich. Die entsprechende Gebührensatzung kann 

deshalb ersatzlos entfallen und aufgehoben werden. 

 

 
 

Kosten und Finanzierung: 

 

Keine finanziellen Auswirkungen 

 
 

Anlage/n: 

 

Anlage 1: Satzung zur Aufhebung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Tä-

tigkeit des Gutachterausschusses und seiner Geschäftsstelle (Gutachterausschussgebüh-

rensatzung) des Gemeindeverbands Mittleres Schussental 
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Anlage 1 

 

Aufgrund von §§ 4, 60 Absatz 1 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in 

Verbindung mit § 5 Absatz 3 des Gesetzes über kommunale Zusammenarbeit sowie den §§ 

2, 11 und 12 des Kommunalabgabengesetzes hat die Verbandsversammlung des 

Gemeindeverbands Mittleres Schussental am 02.03.2023 folgende 

Satzung zur Aufhebung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die 

Tätigkeit des Gutachterausschusses und seiner Geschäftsstelle 

(Gutachterausschussgebührensatzung) des Gemeindeverbands Mittleres 

Schussental 

-Sitz Ravensburg- 

vom 04.04.2019, erlassen: 

 

Artikel 1 – Aufhebung 

Die Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Tätigkeit des Gutachterausschusses 

und seiner Geschäftsstelle (Gutachterausschussgebührensatzung) des Gemeindeverbands 

Mittleres Schussental wird aufgehoben. 

Artikel 2 – Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.07.2023, frühestens jedoch am Tag nach der öffentlichen 

Bekanntmachung in Kraft.  

 

Ravensburg, 03.03.2023 

 

 

 

Dr. Daniel Rapp, Verbandsvorsitzender 
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Sitzungsvorlage 2023/021 

 

 

Verfasser: 

Verbandskämmerei, Britta Fischer 

Stand: 30.01.2023 

 

 

Beteiligung: 

 

 

Az.  

 

Verbandsversammlung des Gemeindeverbandes Mittleres 

Schussental 

02.03.2023 öffentlich 

 

 

 

Genehmigung des außerplanmäßigen Aufwandes bzw. der Auszahlungen im Rahmen 

des Rechnungsabschlusses 2021 – Rückerstattung der Verwaltungskostenumlage 

2021 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der außerplanmäßige Aufwand und die Auszahlung in Höhe von 900.000 Euro für die 

Rückerstattung der Verwaltungskostenumlage an die Verbandsgemeinden werden ge-

nehmigt.  
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Sachverhalt: 

 

Um die Genehmigung des außerplanmäßigen Aufwandes bzw. der außerplanmäßi-
gen Auszahlung in Höhe von 900.000 Euro für die Rückerstattung der Verwaltungs-
kostenumlage 2021 wird gebeten. 
 

Kostenstelle: 611000 

Kostenträger: 61100000 

Sachkonto: 4452000 

 

Betrag: 900.000,00 Euro  

 

 

Begründung: 

 

Bei dem außerplanmäßigen Aufwand/ Auszahlungen in Höhe von rund 900.000 Euro handelt 

es sich um die Rückerstattung der Verwaltungskostenumlage 2021 an die Verbandsgemein-

den.  

Die Verwaltungskostenumlage dient zur Deckung der Aufwendungen des Ergebnishaushal-

tes abzüglich der Erträge des Ergebnishaushaltes und wurde in Höhe der voraussichtlichen 

Ausgaben 1.883.000 Euro veranschlagt und im Laufe des Jahres 2021 gemäß Verbandssat-

zung eingefordert. 

 

Die genaue Höhe der Rückerstattung an die Verbandsgemeinden errechnet sich im Rahmen 

des Jahresabschlusses, aus den tatsächlichen Aufwendungen des Ergebnishaushaltes 2021 

abzüglich der Erträge des Ergebnishaushaltes 2021.  

 

Hieraus wird sich voraussichtlich eine Rückerstattung an die Verbandgemeinden in Höhe 

von rund 900.000 Euro ergeben. 

 

Grund für die hohe Summe der Rückerstattung sind im Wesentlichen die zeitliche Verschie-

bung von Maßnahmen im Bereich der Kostenstelle 561000 Umweltschutzmaßnahmen und 

der Kostenstelle 511000 Stadtentwicklung, städtebauliche Planung, Verkehrsplanung, Stadt-

erneuerung sowie die Nichtinanspruchnahme der Deckungsreserve.  

Durch den Verzicht auf die Bildung von Haushaltsresten für noch nicht benötigte Mittel wur-

den die Mittel für das Jahr 2022 neu veranschlagt. 

 

Um eine zeitnahe Rückerstattung an die Verbandsgemeinden im Rahmen der Erstellung des 

Jahresabschlusses 2021 vornehmen zu können, bittet die Verbandskämmerei um die Ge-

nehmigung des außerplanmäßigen Aufwandes bzw. der außerplanmäßigen Auszahlung. 

 

Es entsteht kein Fehlbetrag durch die Bildung des o.a. außerplanmäßigen Aufwandes/ 

Auszahlung. 

 

 
gez. Britta Fischer 

 

 
 

Kosten und Finanzierung: 

 
 

Anlage/n: 

 

keine 
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Sitzungsvorlage 2023/022 

 

 

Verfasser: 

Verbandskämmerei, Britta Fischer 

Stand: 30.01.2023 

 

 

Beteiligung: 

 

 

Az.  

 

Verbandsversammlung des Gemeindeverbandes Mittleres 

Schussental 

02.03.2023 öffentlich 

 

 

 

Genehmigung des überplanmäßigen Aufwandes bzw. der Auszahlung im Rahmen des 

Rechnungsabschlusses 2022 – Personalkostenerstattung an die Stadt Ravensburg 

2022 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Der überplanmäßige Aufwand und die Auszahlung in Höhe von 30.033,81 Euro für die 

Personalkostenerstattung an die Stadt Ravensburg werden genehmigt.  
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Sachverhalt: 

 

Um die Genehmigung des überplanmäßigen Aufwandes bzw. der überplanmäßigen 
Auszahlung in Höhe von 30.033,81 Euro für die Personalkostenerstattung an die 
Stadt Ravensburg wird gebeten. 
 
Begründung: 

Die Personalkostenerstattung an die Stadt Ravensburg für die Führung der Kauf-
preissammlung sowie Markt- und Preisanalysen erfolgt gemäß Geschäftsbesor-
gungsvertrag vom 01.01.2013.  
Im Jahr 2022 waren insgesamt Personalkostenerstattungen an die Stadt Ravensburg 
für die Tätigkeiten im Rahmen der Kaufpreissammlung in Höhe von 315.000 Euro 
veranschlagt. Abgerechnet wurden bis zum Jahresende 2022 345.033,81 Euro. 
 
Grund für die Planüberschreitungen sind im Wesentlichen Nachzahlungen von Per-
sonalkostenerstattungen für das Jahr 2021, die sich nach Prüfung des Jahresab-
schlusses 2021 ergeben haben. Diese Nachzahlungen waren bei der Haushalts-
planaufstellung 2022 nicht bekannt und somit im Planansatz 2022 nicht berücksich-
tigt. 
 
 
Kostenstelle: 511100 

Kostenträger: 51110000 

Sachkonto: 4452000 

Betrag: 30.033,81 Euro  

 

 

 

Es entsteht kein Fehlbetrag durch die Bildung des o.a. überplanmäßigen Aufwandes/ 

Auszahlung. 

 

 
gez. Britta Fischer 

 

 
 

Kosten und Finanzierung: 

 

 
 

Anlage/n: 

 

Keine  
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Sitzungsvorlage 2023/023 

 

 

Verfasser: 

Verbandskämmerei, Britta Fischer 

Stand: 30.01.2023 

 

 

Beteiligung: 

 

 

Az.  

 

Verbandsversammlung des Gemeindeverbandes Mittleres 

Schussental 

02.03.2023 öffentlich 

 

 

 

Verlängerung der Optionserklärung im Umsatzsteuerrecht; Übergangsvorschrift zur 

Nichtanwendung des § 2b UStG 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

An der Erklärung an das Finanzamt aus dem Jahr 2016 zur Anwendung der Verlängerung 

der Übergangsvorschrift wird festgehalten. Gegenüber dem Finanzamt wird erklärt, dass der 

Gemeindeverband Mittleres Schussental - vorbehaltlich eines etwaigen Widerrufs - weiterhin 

für sämtliche nach dem 31. Dezember 2016 und vor dem 01. Januar 2025 ausgeübten Tätig-

keiten, die Regeln des § 2 Abs. 3 UStG in der am 31. Dezember 2015 geltenden Fassung 

anwenden wird. 
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Sachverhalt: 

 

Altregelung der Umsatzbesteuerung  

Nach dem bis Ende 2015 geltenden Recht sind juristische Personen des öffentlichen 

Rechts (z.B. Kommunen, Zweckverbände) gemäß § 2 Abs. 3 UStG nur im Rahmen 

ihrer Betriebe gewerblicher Art (BgA) i.S. der §§ 1 und 4 des KStG, sowie ihrer land- 

und forstwirtschaftlichen Betriebe unternehmerisch tätig und damit umsatzsteuer-

pflichtig. Alle anderen Bereiche (z. B. hoheitliche Tätigkeiten, Vermögensverwaltung 

und Beistandsleistungen) unterlagen bislang weder der Körperschafts- noch der Um-

satzbesteuerung. 

 

Neuregelung der Umsatzbesteuerung   

Die Mehrwertsteuersystemrichtlinie der Europäischen Union orientiert sich am Wett-

bewerbsgrundsatz. Durch Artikel 12 des Steueränderungsgesetzes 2015 vom 02. 

November 2015 wurden im Rahmen ihrer Umwandlung in nationales Recht die Re-

gelungen zur Unternehmereigenschaft von juristischen Personen des öffentlichen 

Rechts (jPdöR) neu gefasst. § 2 Abs. 3 UStG wurde aufgehoben und § 2b UStG neu 

in das Umsatzsteuergesetz (UStG) eingefügt. Die Änderungen traten am 01. Januar 

2017 in Kraft. Die Neuregelung wird von einer Übergangsregelung in § 27 Abs. 22 

22a UStG begleitet, auf deren Grundlage eine jPdöR dem Finanzamt gegenüber er-

klären kann, das bisher geltende Recht für sämtliche vor dem 01. Januar 2021 aus-

geführte Leistungen weiterhin anzuwenden. Von dieser Optionserklärung hat der Ge-

meindeverband Mittleres Schussental Gebrauch gemacht.  

 

Mit dem Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewältigung der 

Corona-Krise (Corona-Steuerhilfegesetz I) wurde u. a. die bisherige Übergangsrege-

lung zu § 2b UStG nach § 27 Abs. 22 UStG aufgrund vordringlicher Arbeiten der 

jPdöR zur Bewältigung der CORONA-Pandemie bis 31.12.2022 verlängert (§ 27 Abs. 

22a UStG). Auch von dieser Option hat der Gemeindeverband Gebrauch gemacht.  

 

Im Dezember 2022 wurde nun im Rahmen des Jahressteuergesetztes 2022 eine 

weitere Verlängerung der Übergangsfrist für weitere zwei Jahre, bis 31.12.2024, be-

schlossen. Die Verbandskämmerei schlägt daher der Verbandsversammlung vor, 

wieder von dieser Regelung Gebrauch zu machen. 

 

Durch die Neuregelung wird eine höhere steuerliche Belastung für die Mitgliedsge-

meinden erwartet. Nach Abwägung der steuerlichen und somit finanziellen Gesichts-

punkte sowie den noch ausstehenden Auslegungen des Gesetzgebers/Ministerien zu 

einzelnen Fragen, wird empfohlen, die Optionsverlängerung zur Beibehaltung der al-

ten Rechtslage in Anspruch zu nehmen. Diese Übergangsregelung enthält weiterhin 

die Möglichkeit eines einmaligen Widerrufs. Eine Beschränkung des Widerrufs auf 
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einzelne Tätigkeitsbereiche oder Leistungen ist nicht zulässig. Einer erneuten schrift-

lichen Erklärung gegenüber dem Finanzamt bedarf es nicht.  

 

 
 

Kosten und Finanzierung: 

 

Die vorzeitige Anwendung der neuen Umsatzbesteuerung würde zu einer höheren 

Steuerbelastung des Gemeindeverbands Mittleres Schussental führen. 

 
 

Anlage/n: 

 

Keine  
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